Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der Verordnung der Bundesregierung 
— Drucksache 12/2483 — 


Aufhebbare Einundzwanzigste Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung 


A. Problem 

Umsetzung des Beschlusses des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen vom 31. März 1992 über ein Embargo gegen Libyen. 

B. Lösung 

Änderung der Außenwirtschaftsverordnung. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 
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25. 05. 92 


Sachgebiet 7400 


Keine 
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Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Aufhebung der Verordnung der Bundesregierung — Drucksa- 
che 12/2483 — nicht zu verlangen. 

Bonn, den 21. Mai 1992 

Der Ausschuß für Wirtschaft 


Friedhelm Ost 

Vorsitzender 


Peter Kittelmann 

Berichterstatter 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/2656 


Bericht des Abgeordneten Peter Kittelmann 


Die Verordnung der Bundesregierung wurde gemäß 
§ 92 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundesta- 
ges in Drucksache 12/2520 vom 4. Mai 1992 an den 
Ausschuß für Wirtschaft überwiesen. 

Die Aufhebbare Einundzwanzigste Verordnung zur 
Änderung der Außenwirtschaftsverordnung wurde im 
Bundesanzeiqer Nr. 75 vom 16. April 1992 veröffent- 
licht. 

Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat in 
der Resolution 748/92 vom 31. März 1992 Sanktions- 
maßnahmen gegen Libyen wegen der Verwicklung 
dieses Staates in terroristische Anschläge auf den 
ZiviUuftverkehr beschlossen. Sie stützen sich auf 
Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen und 
sind für die gesamte Staatengemeinschaft bindend. 
Die Bundesregierung setzt daher die Beschlüsse 
des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen in Num- 
mern 4b, 5 a, 5 b und 6 b mit vorliegender Verord- 
nung um. Das in Nummer 4 a des Beschlusses 
enthaltene Luftverkehrsembargo wird vom Bun- 


desminister für Verkehr auf administrativem Wege 
umgesetzt. 

Die Ermächtigungsgrundlage für die Verbote im 
Außenwirtschaftsverkehr gegenüber Libyen büden 
§§ 5 und 7 Abs. 1 und 3 AWG. Danach können 
Rechtsgeschäfte und Handlungen im Außenwirt- 
schaftsverkehr zur Erfüllung zwischenstaathcher Ver- 
einbarungen sowie dann beschränkt werden, um eine 
Störung des friedlichen Zusammenlebens der Völker 
zu verhüten oder zu verhüten, daß die auswärtigen 
Beziehungen der Bundesrepubhk Deutschland erheb- 
lich gestört werden (§ 7 Abs, 1 Nr. 2 und 3 AWG). Die 
Voraussetzungen dieser Vorschrift sind auf Grund des 
Beschlusses des Sicherheitsrates der Vereinten Natio- 
nen gegeben. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat diese Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 
— Drucksache 12/2483 — in seiner 29. Sitzung am 
21. Mai 1992 beraten und einstimmig beschlossen, 
dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, von seinem 
Aufhebungsrecht keinen Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 21, Mai 1992 


Peter Kittelmann 

Berichterstatter 
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